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Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 29. Olrtober 1954 


Abschrift 


An den Herrn Vorsitzenden 
des Vermittlungsaussdiusses 
des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Kopf 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 130. Sit- 
zung am 29. Oktober 1954 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Bundestag am 15. Oktober 1954 verabschiedeten 

Gesetzes über die Beiträge des Bundes zu den 
Steuerverwaltungskosten der Länder 
- Drudtsaefaen 205 (neu), 42 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen 
Gründen einberufen wird. 


gez. Altmäer 


Bonn, 29. Oktober 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 15. Oktcjber 1954 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Altmeier 


Dnifk: Bonner Bnivenitflts-Bodidrudcerel 6ebr. Sefaeur. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Huu Hecer. Bad Godeiberg. Bheinallee 20, 
Meloa mi 



BUNDESRAT 


betr. Gesetz über die Beiträge des Bundes zu den Steuerverwaltungskosten der 
Länder 


Gründe für die Anrufung des Vermittlungs- 

ausschusses: 

1. § 1 ist die nadistehende Fassung zu geben; 

4 1 

(1) Der Bund leistet jedem Land zu den 
Kosten der Verwaltung der Umsatzsteuer 
und der Beförderungsteuer, der' Einkom- 
mensteuer, der Körpersdiaftsteuer, der 
Reidisfluditsteuer, der Lastenausgleidisab- 
gaben und der Abgabe „Notopfer Berlin** 
Beiträge in Höhe der Hälfte der Kosten, 
die das Land im Redinungsjahr 1953 für 
die Verwaltung der Besitz- und Verkehr-r 
steuern aufgewendet hat (Steuerverwal- 
tungskosten). 

(2) In dem Verhältnis, in dem sich in 
einem Rechnungsjahr das Aufkommen der 
in Absatz 1 bezeichneten Abgaben im Bun- • : 
desgebiet gegenüber -dem Aufkommen im 
Rechnungsjahr 1953 erhöht oder ermäßigt, 
ändert sich auch der Anspruch der Länder 
auf Steuerverwaltungskosten. Jedem Land 
Steht der Anteil zu, der seinem Anteil an 
den Steuerverwaltungskosten im Rech- 
nungsjahr 1953 entspricht.“ 

2. Im § 3 Abs. 1 ist die Zahl „3 vom Hun- 
dert“ durch die Zahl „4 vom Hundert“ zu 
ersetzen. ' 

3. § 3 Abs. 3 ist zu streichen. 

4.1m § 5 ist das Datum „31. März 1954“ : 

durdi das Datum „31. März 1955“ zu er- 
setzen. 


Begründung 

Der Antrag entspricht sachlich dem Vor- 
schlag des Bundesrates vom 9. April 1954 
(BRnDrucksadie Nr. 78/54 a bis c — Be- 
schluß — Seite 10 und Anlage 2 zur genann- 


ten BR^Drucksadie S. 1 bis 3). Im Aufbau 
paßt der Antrag sich dem Vorschlag des 
Finanzausschtisses des Bun.desrates vom 
21. April 1954 (Niederschrift zu Punkt 1 
der TO) an. Der Bundesrat hatte am 
9. April 1954 zur Begründung seines Be- 
schlusses u. a. ausgeführt: 

„Nach diesem Vorschlag (des Bundestags- 
ausschusses) soll der Bund künftig den Län- 
dern die Hälfte ihrer Steuerverwaltungs- 
kosten erstatten. Damit wird dem Umstand 
Rechnung getragen, daß in steuerschwa- 
chen Ländern der Anteil der Verwaltungs- 
kosten notwendigerweise höher ist als in 
den Ländern mit verhältnismäßig hohem 
Steueraufkommen. Der Bundesrat ist je- 
doch der Ansicht, daß hier wie auf anderen 
Gebieten eine Pauschalierung der Erstat- 
tung den Vorzug verdient. Diese dient 
nicht nur der Verwaltungsvereinfachung, 
sondern vermeidet auch sonst kaum zu 
umgehende Auseinandersetzungen zwi- 
schen dem Bund und den Ländern über 
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit 
•der Ausgabengebärung. Sie fördert auch 
den Willen zur Sparsamkeit bei den Län- 
dern. Um aus der Pauschalierung keine Er- 
starrung der Erstattung werden zu lassen, 
empfiehlt der Bundesrat, den pauschalen 
Kostenersatz künftig der Entwicklung des 
Aufkommens der Steuern anzupassen, das 
die Finanzbehörden der Länder für den 
Bund verwalten. Als Ausgangsjahr für die 
Berechnungen schlägt der Bundesrat das 
'Rechnungsjahr 1953 vor. Demgemäß sol- 
len die einzelnen Länder an einer Steige- 
rung des Steueraufkommens nach dem 
Maßstab ihres Kostenanteils im Jahre 1953 
beteiligt werden.“ 

Es sind zwischenzeitlich keine Gesichts- 
punkte aufgetreten, die es rechtfertigen, 
daß der Bundesrat nunmehr von seiner 
Stellungnahme vom 9. April 1954 ab- 
weicht. 



